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Kleine Anfrage: Fraktion GB/JA!: Warum ist der Polizeieinsatz gegen die Pa-
lästina-Demo eskaliert? Welche Konsequenzen zieht der Gemeinderat dar-

aus? 

 

Fragen: 

Der Gemeinderat wird um Beantwortung folgender Fragen gebeten:  

1. Gab es strategische Vorgaben von Seiten des Gemeinderats für die Palästina-Kundgebung am 

24. Mai 2025?  

2. Fand oder findet im Gesamtgemeinderat ein Debriefing zum Polizeieinsatz gegen die Palästina-

Kundgebung statt?  

3. Hat der Gemeinderat im Anschluss ein Gespräch mit der Kantonspolizei geführt und klarge-

stellt, dass solche unverhältnismässigen Polizeieinsätze nicht dem Willen des Gemeinderates 

entsprechen?  

4. Hat der Gemeinderat im Anschluss des Polizeieinsatzes neue strategische Vorgaben für zu-

künftige Polizeieinsätze beschlossen oder alten strategischen Vorgaben nochmals Nachdruck 

verliehen? 

 

Begründung: 

Am Samstag, 24. Mai 2025 haben in der Stadt Bern rund 2'000 Personen an einer Kundgebung für 

Palästina teilgenommen. Entgegen der in der Stadt Bern gängigen Praxis, auch unbewilligte Kund-

gebungen laufen zu lassen, hat die Polizei völlig unverhältnismässig reagiert und ist mit einem 

massiven Aufgebot an Gummischrot, Tränengas und Wasserwerfern gegen die Demonstrierenden 

vorgegangen und hat dadurch die totale Eskalation der Kundgebung provoziert. Videoaufnahmen 

und Augenzeugenberichte belegen zudem, dass die Polizei Gummischrot auf Kopfhöhe der De-

monstrierenden abschoss und ihnen mit Schlagstöcken Hiebe auf Brust- und Kopfhöhe versetzte. 

Durch den unverhältnismässigen Einsatz von Gewalt wurden zudem auch unbeteiligte Pas-

sant*innen, beispielsweise auf dem Casinoplatz, in Mitleidenschaft gezogen. Dem Gemeinderat 

obliegt die strategische Verantwortung für Kundgebungen auf städtischem Gebiet. Er soll deshalb 

darlegen, wie er zum Polizeieinsatz vom 24. Mai 2025 steht. 

 

 

 

 

Antwort des Gemeinderats 

 

Zu Frage 1: 

Nein, es handelte sich um eine unbewilligte Kundgebung. Folglich war die Kundgebung im Ge-

meinderat nicht Gegenstand von Beschlüssen oder Informationen. Die Kantonspolizei handelte 

aufgrund des Polizeigesetzes und des generellen Auftrags, die Sicherheit und Ordnung in der 

Stadt Bern zu gewährleisten. 
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Zu Frage 2: 

Am 27. Mai 2025 fand eine Nachbesprechung zur unbewilligten Kundgebung statt. An dieser nah-

men die Stadtpräsidentin, der Sicherheitsdirektor, die Generalsekretäre SUE und PRD sowie der 

Chef der Regionalpolizei teil. 

 

Zu Frage 3: 

Der Gemeinderat sah sich nach der in Ziffer 2 erwähnten Nachbesprechung mit der Kantonspolizei 

zu keinen weiteren Schritten veranlasst. Der Gemeinderat legt an dieser Stelle erneut nahe, im 

Vorfeld von Kundgebungen mit den Bewilligungsbehörden in Kontakt zu treten. Mit entsprechen-

den Absprachen können Kundgebungen geordnet durchgeführt werden. Dies zeigen sowohl die 

allgemeinen Erfahrungen als auch das Beispiel der vor Kurzem durchgeführten Kundgebungen zur 

Situation im Nahen Osten.  

 

Zu Frage 4: 

Nein, siehe Antworten zu Fragen 1 bis 3. 

 

 

 

Bern, 13. August 2025 

 

 

Der Gemeinderat 

 

 

 

 


